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IM NAMEN DER REPUBLIK 
 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Karin GASTINGER, MAS als Vorsitzende und die 
Richterin Mag. Karin RETTENHABER-LAGLER sowie den fachkundigen Laienrichter Mag. Gerald 
SOMMERHUBER als Beisitzer über die Beschwerde von XXXX , geb. XXXX , vertreten durch SPARLINEK, 
PIERMAYR, PROSSLINER Rechtsanwälte KG, gegen den Bescheid des Sozialministeriumservice, 
Landesstelle Oberösterreich, vom 09.04.2018, betreffend die Abweisung des Antrages auf Übernahme der 
Kosten für die Unterbringung im "Wohnverbund XXXX " gemäß § 2 Abs. 1 lit. a und lit. b des 
Impfschadengesetzes (ISchG) zu Recht erkannt: 
 

A) 
 

Die Beschwerde wird unbegründet abgewiesen. 
 

B) 
 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

Text 

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE 
 

I. Verfahrensgang: 
 

Die Beschwerdeführerin erhielt im Alter von 11 Monaten am XXXX eine Pockenimpfung. 
 

Mit Urteil des Oberlandesgerichtes Linz als Berufungsgericht vom 03.07.1970, Zl. XXXX wurde festgestellt, 
dass zwischen der an der Klägerin (die nunmehrige Beschwerdeführerin) am XXXX durchgeführten 
Pockenschutzimpfung und der bei der Klägerin danach aufgetretenen Gehirnentzündung (Postvaccinalen 
Encephalopathie) ein ursächlicher Zusammenhang besteht, und dass die beklagte Partei (Republik Österreich, 
vertreten durch die Finanzprokuratur) der klagenden Partei für alle künftigen Schäden als Folge dieser 
Schutzimpfung haftet. 
 

Nach Inkrafttreten des Bundesgesetzes über die Entschädigung von Impfschäden vom 03. Juli 1973, BGBl Nr. 
371/1973 führte die damals zuständige Behörde, die Republik Österreich, Bundesministerium für Gesundheit 
und Umweltschutz, ein Ermittlungsverfahren durch. 
 

Mit Bescheid der Republik Österreich, Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz vom 22.02.1974, 
Zl. XXXX wurde gemäß § 7 Abs. 1 des Impfschadengesetzes BGBl. Nr. 371/1973, gemäß § 1 lit. a des 
Impfschadengesetzes ab 01.08.1973 folgende Gesundheitsschädigung der Beschwerdeführerin als Impfschaden 
anerkannt: 
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Status post Encephalopathie, ausgelöst durch die Pockenimpfung, mit Debilität und cerebralen Krampanfällen. 
 

Die Gesundheitsschädigung bedingt laut diesem Bescheid eine Minderung der Erwerbsfähigkeit um 100 v.H., 
sowie die Pflegebedürftigkeit der Stufe I. 
 

Gemäß § 2 Abs. 1 des Impfschadensgesetzes wurden ab 01.08.1973 folgende Leistungen zuerkannt: 
 

a) Übernahme der Kosten der Behandlung zur Besserung oder Heilung des Impfschadens; 
 

b) Übernahme der Kosten für die Maßnahmen der Rehabilitation; 
 

c) Beschädigtenrente entsprechend der Minderung der Erwerbsfähigkeit von 100 v.H. 
 

d) Pflegegeldzulage nach Stufe I 
 

In weiterer Folge machte der Vater der Beschwerdeführerin mehrfach Rezeptgebühren und 
Krankenscheingebührenrückvergütungen für die Beschwerdeführerin geltend, welche jeweils in dem der 
Beschwerdeführerin zustehenden Umfang bescheidmäßig genehmigt wurden. 
 

Die Pflegzulage wurde mit Bescheid des Bundessozialamtes Oberösterreich (nunmehr Sozialministeriumservice 
oder belangte Behörde) vom 10.04.1996, XXXX , mit Wirkung ab 01.06.1995 nach der Stufe II neu bemessen. 
In der Begründung führte die belangte Behörde aus, dass die Beschwerdeführerin für folgende lebenswichtige 
Verrichtungen der Hilfe anderer Personen bedürfe: 
 

 - zum An- und Auskleiden; 
 

 - zur täglichen Körperreinigung- und -pflege, sowie Ganzkörperreinigung und -pflege; 
 

 - zur Behandlung Verabreichung von Medikamenten); 
 

 - zum Essen und Trinken (Vorbereitung und mundgerechtes Schneides des Essens); 
 

 - zur Verrichtung und Reinigung nach der Notdurft (Begleitperson wegen Epi-Anfälle) 
 

 - zur Aufsicht (Anwesenheit der Pflegeperson wegen Epi-Anfälle) 
 

Diese erforderliche Hilfe bedinge die Pflegstufe II. 
 

Die Versorgungsleistungen nach dem Impfschadengesetz in Verbindung mit dem Heeresversorgungsgesetz 
werden jährlich angepasst. 
 

Die Beschwerdeführerin lebte bis zum 16.01.2018 im gemeinsamen Haushalt mit ihrem Vater. Dieser verstarb 
am 22.01.2018. Sie übersiedelte in den "Wohnverbund XXXX " in XXXX , einer Einrichtung für betreutes 
Wohnen mit Vollbetreuung, wo sie seit 05.06.2018 als Hauptwohnsitz gemeldet ist. 
 

Die Beschwerdeführerin stellte am 17.03.2018, bevollmächtigt vertreten durch ihren Bruder, gemäß § 2 Abs. 2 
lit. c Impfschadengesetz einen Antrag auf Übernahme der hierfür anlaufenden Kosten für diese Einrichtung. 
 

Mit dem nunmehr angefochtenen Bescheid der belangten Behörde vom 09.04.2018 wies diese den Antrag der 
Beschwerdeführerin auf Übernahme der Kosten für die Unterbringung im "Wohnverbund XXXX " gemäß § 2 
Abs. 1 lit. a und lit. b des Impfschadengesetzes (ISchG) ab. Begründend führte die belangte Behörde aus, dass es 
die Unterkunft der Beschwerdeführerin mit einem Heim, bei welchem die pflegerische Komponente im 
Vordergrund stehe, nicht verglichen werden könne. Beim "Wohnverbund XXXX " sei ein Hauptaugenmerk auf 
der Gestaltung der neuen Wohnsituation und der sozialen Beziehungen gerichtet, Betreuung, auch medizinische, 
sei rund um die Uhr bei Bedarf vorhanden, ständige Pflege sei jedoch nicht die Hauptkompetenz der 
Einrichtung. 
 

Gegen diesen Bescheid erhob die Beschwerdeführerin, bevollmächtigt vertreten durch ihren Bruder, dieser 
bevollmächtigt vertreten durch die SPARLINEK, PIERMAYR, PROSSLINER Rechtsanwälte KG, rechtzeitig 
das Rechtsmittel der Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht. Darin führte die Beschwerdeführerin im 



 Bundesverwaltungsgericht 21.05.2019 

www.ris.bka.gv.at  Seite 3 von 10 

Wesentlichen aus, dass als Beschwerdegrund eine unrichtige rechtliche Beurteilung geltend gemacht werde. Es 
stehe fest, dass die Beschwerdeführerin aufgrund eines Impfschadens Versorgungsleistungen nach dem 
Impfschadensgesetz erhalte. Bereits im Jahr 1970, noch vor Inkrafttreten des Impfschadensgesetzes, sei die 
Republik Österreich mit Urteil des Oberlandesgerichtes Linz als Berufungsgericht verpflichtet worden, für alle 
künftigen Schäden als Folge der Schutzimpfung zu haften. Entgegen der Rechtsansicht der belangen Behörde 
sehe § 2 Abs. 2 lit. c ISchG vor, dass abweichend von den in Absatz 1 lit. c und lit. d angeführten Bestimmungen 
des Heeresversorgungsgesetzes bei einer für die Dauer einer zwei Monaten überschreitender Unterbringung in 
einer Krankenanstalt, einem Pflegeheim oder einer ähnlichen Anstalt, die mit der Gewährung der vollen 
Verpflegung verbunden ist, die Pflegezulage nicht und die Beschädigtenrente nur zu einem Viertel zu leisten sei. 
Der Gesetzgeber stelle dabei daher auf "volle Verpflegung" und nicht wie die belangte Behörde in unrichtiger 
Weise angenommen habe, auf "ständige Pflege" ab. Es werde daher beantragt, das Bundesverwaltungsgericht 
wolle der Beschwerde Folge geben und beginnend mit Februar 2018 gemäß § 2 Abs. 2 lit. c ISchG die 
Verpflichtung zur Übernahme der anlaufenden Kosten im "Wohnverbund XXXX " aussprechen. 
 

Die belangte Behörde übermittelte den Verwaltungsakt mit Schreiben vom 18.06.2018 an das 
Bundesverwaltungsgericht (in der Folge BVwG), wo dieser am 20.06.2018 einlangte und der Gerichtsabteilung 
W135 zugewiesen wurde. 
 

Mit Verfügung des Geschäftsverteilungsausschusses vom 13.03.2019 wurde die Rechtssache der 
Gerichtsabteilung W135 abgenommen und der Gerichtsabteilung W261 neu zugewiesen, wo der Beschwerdeakt 
am 18.03.2019 einlangte. 
 

Eine Einsichtnahme in das AJ-WEB ergab, dass die Beschwerdeführerin seit 01.01.2016, vorerst bis zum 
30.06.2016 vorzeitige Alterspension wegen langer Versicherungsdauer, und ab 01.07.2016 Alterspension 
bezieht. Es ist aus diesem Auszug ebenso ersichtlich, dass die Beschwerdeführerin seit diesem Zeitpunkt keiner 
Erwerbstätigkeit mehr nachgeht. 
 

Aus dem ebenfalls vom Bundesverwaltungsgericht eingeholten Auszug aus dem Zentralen Melderegister ist 
ersichtlich, dass die Beschwerdeführerin seit 05.06.2018 im "Wohnverbund XXXX " als Hauptwohnsitz 
gemeldet ist. 
 

Das Bundesverwaltungsgericht forderte die Beschwerdeführerin mit Schreiben vom 30.04.2019 im Rahmen ihrer 
Mitwirkungsverpflichtung auf, mitzuteilen, wie hoch die Kosten für die Unterbringung im "Wohnverbund 
XXXX " sind, und wer für diese Kosten in welcher Höhe aufkomme. 
 

Die Beschwerdeführerin führte vertreten durch die SPARLINEK, PIERMAYR, PROSSLINER Rechtsanwälte 
KG in ihrer Stellungnahme vom 16.05.2019 im Wesentlichen aus, dass die Beschwerdeführerin seit 16.01.2018 
im "Wohnverbund XXXX " lebe. Aus dem Beitragsbescheid des Magistrates der Landeshauptstadt XXXX vom 
17.09.2018 sei zu entnehmen, dass al Kosten für die Unterbringung ein Betrag von € 

168,37 täglich anfallen würden. Der Beschwerdeführerin sei gemäß dem OÖ Chanchengleichheitsgesetz (in der 
Folge kurz Oö CHG) mit 17.09.2018 "Wohnen in einer vollbetreuten Wohneinheit" nach § 12 Abs. 2 Z 2 Oö 
ChG bescheidmäßig zuerkannt worden. 
 

Mit Bescheid des Magistrates der Landeshauptstadt XXXX vom gleichen Tag sei in einem Beitragsbescheid der 
Beitrag zur Hauptleistung "Wohnen in Form von Wohnen in einem Wohnheim" festgelegt und die 
Beschwerdeführerin verpflichtet, 80 % ihres Einkommens sowie 80 % der pflegebezogenen Leistungen, die sie 
erhält, zur Verfügung zu stellen. Aus dem genannten Bescheid ergebe sich, dass abgestellt auf den Zeitpunkt der 
Entscheidung von der Beschwerdeführerin monatlich ein Betrag von € 3.391,99 zu leisten sei, der restliche 
Betrag werde von der öffentlichen Hand (Land Oberösterreich) gedeckt. Die Beschwerdeführerin legte eine 
Reihe von Unterlagen vor. 
 

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 
 

1. Feststellungen: 
 

Die Beschwerdeführerin ist österreichische Staatsbürgerin. 
 

Die Beschwerdeführerin erhielt im Alter von 11 Monaten am XXXX eine Pockenimpfung. Diese 
Pockenimpfung ist kausal für eine postvaccinalen Encephalopathie, verbunden mit Debilität und cerebralen 
Krampfanfällen. 
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Mit Bescheid der Republik Österreich, Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz vom 22.02.1974, 
Zl. XXXX wurde der Impfschaden anerkannt und wurden der Beschwerdeführerin ab 01.08.1973 folgende 
Leistungen zuerkannt: 
 

a) Übernahme der Kosten der Behandlung zur Besserung oder Heilung des Impfschadens; 
 

b) Übernahme der Kosten für die Maßnahmen der Rehabilitation; 
 

c) Beschädigtenrente 
 

d) Pflegegeldzulage nach Stufe I. 
 

Mit Bescheid des Bundessozialamtes Oberösterreich vom 10.04.1996 wurde die Pflegzulage mit Wirkung vom 
01.06.1995 nach Stufe II neu bemessen. 
 

Die Beschwerdeführerin benötigt Hilfe in folgenden Bereichen: 
 

 - zum An- und Auskleiden; 
 

 - zur täglichen Körperreinigung- und -pflege, sowie Ganzkörperreinigung und -pflege; 
 

 - zur Behandlung Verabreichung von Medikamenten); 
 

 - zum Essen und Trinken (Vorbereitung und mundgerechtes Schneides des Essens); 
 

 - zur Verrichtung und Reinigung nach der Notdurft (Begleitperson wegen Epi-Anfälle) 
 

 - zur Aufsicht (Anwesenheit der Pflegeperson wegen Epi-Anfälle). 
 

Die Beschwerdeführerin ist kein Pflegefall im engeren Sinn. 
 

Die Beschwerdeführerin bezieht seit 01.01.2016, vorerst bis zum 30.06.2016 vorzeitige Alterspension wegen 
langer Versicherungsdauer, und ab 01.07.2016 Alterspension. Die Beschwerdeführerin geht seit 01.01.2016 
keiner Erwerbstätigkeit mehr nach. 
 

Die Beschwerdeführerin lebte bis zum 16.01.2018 in einem gemeinsamen Haushalt mit ihrem Vater. Dieser 
verstarb am 22.01.2018. Seit Jänner 2018 lebt die Beschwerdeführerin im "Wohnverbund XXXX ", einer Anlage 
für betreutes Wohnen der XXXX , wo sie seit 05.06.2018 als Hauptwohnsitz gemeldet ist. Mit Bescheid des 
Magistrates der Landeshauptstadt XXXX vom 17.09.2018 wurde ihr "Wohnen in einer vollbetreuten 
Wohneinrichtung", genauer im "Wohnverbund XXXX ", nach § 12 Abs. 2 Z. 2 Oö ChG zuerkannt, wobei 
Wohnen eine Hauptleistung ist. 
 

Diese Anlage hat eine moderne, helle Bauweise, mit Erdgeschoß und zwei Obergeschoßen, jeweils mit 
Niedrigenergiestandard. Ein Fahrrad- und Autoabstellplatz ist vorhanden. Die Wohnanlage ist barrierefrei nach 
den neuesten Erkenntnissen der SeniorInnenbetreuung konzipiert. Es gibt einen attraktiven Innenhof (Atrium), 
großzügige Grünanlagen mit Sinnesgärten zur Eigengestaltung für die BewohnerInnen, Wintergärten, 
Gemeinschaftsräume, einen Wellnessbereich, Therapie/Gymnastik- und Fitnessräume sowie einen Empfang mit 
Rezeption. 
 

Im Bereich "betreutes Wohnen" leben sechs Personen in einer Wohngemeinschaft zusammen. Jede Person hat 
einen eigenen kleinen Wohnbereich mit eigenem Bad und WC. Die Wohngemeinschaft teilt sich die 
Gemeinschaftsräume, wie eine große Küche, ein Wohnzimmer und das Esszimmer. Die BewohnerInnen werden 
rund um die Uhr betreut und erhalten volle Verpflegung. Man kümmert sich auch um die Reinigung der 
Räumlichkeiten, die Wäsche der BewohnerInnen und auch bei Amts- und Bankterminen, bei gesundheitlichen 
Problemen, Arztterminen oder sonstigen Einkäufen behilflich. In der Wohngemeinschaft ist immer eine 
Betreuungskraft anwesend. Die Versorgung erfolgt rund um die Uhr, an sieben Tagen in der Woche. 
 

Die Kosten für das betreute Wohnen betragen pro Tag € 168,37 und werden von laut Beitragsbescheid des 
Magistrates der Landeshauptstadt XXXX vom 17.09.2018 zu 80 % aus dem Einkommen und der 
pflegebezogenen Leistungen, die die Beschwerdeführerin erhält, bezahlt. Der Betrag, den die 
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Beschwerdeführerin zu leisten hat betrug im September 2018 € 3.391,99. Der restliche Betrag wird von der 
öffentlichen Hand, das ist im konkreten Fall das Land Oberösterreich, getragen. 
 

Die Beschwerdeführerin stellte am 17.03.2018, bevollmächtigt vertreten durch ihren Bruder, gemäß § 2 Abs. 2 
lit. c Impfschadengesetz einen Antrag auf Übernahme der anlaufenden Kosten für diese Einrichtung. 
 

2. Beweiswürdigung: 
 

Die Feststellung zur österreichischen Staatsbürgerschaft der Beschwerdeführerin und zur Impfung am XXXX 
ergeben sich aus dem Akteninhalt. 
 

Die Feststellungen zu Art, Ausmaß und Kausalität der Funktionseinschränkungen gründen sich auf im Akt 
aufliegenden medizinischen Befunde und die zitierten Bescheide. Es ist im Verfahren unbestritten, dass die 
Beschwerdeführerin an einem Impfschaden leidet, und dass ihr grundsätzlich die in den Feststellungen 
aufgezählten Leistungen nach dem Impfschadengesetz zustehen. 
 

Die Feststellung, dass die Beschwerdeführerin kein Pflegfall im engeren Fall ist, den Angaben der Schwägerin 
der Beschwerdeführerin vor der belangten Behörde am 09.04.2018 (vgl. AS 191). 
 

Die Feststellungen, dass die Beschwerdeführerin bereits Alterspension bezieht und nicht mehr erwerbstätig ist, 
basieren auf den vom Bundesverwaltungsgericht am 30.04.2019 eingeholten Auszügen aus dem AJ-WEB. 
 

Die Feststellung, dass die Beschwerdeführerin bis zum 16.01.2018 in einem gemeinsamen Haushalt mit ihrem 
Vater lebte, und sodann, aufgrund dessen, dass dieser am 22.01.2018 verstarb, in den "Wohnverbund XXXX " 
übersiedelte, wo sie seit 05.06.2018 mit Hauptwohnsitz gemeldet ist, beruhen einerseits auf den Angaben der 
Beschwerdeführerin in ihrer Beschwerde und ihrer Stellungnahme vom 16.05.2019 und andererseits auf den vom 
Bundesverwaltungsgericht eingeholten Auszug aus dem Zentralen Melderegister vom 30.04.2019. 
 

Die Beschreibung des "Wohnverbundes XXXX " ist dem öffentlichen Netz entnommen, wo der Träger die 
Wohnsituation und die Betreuung der dort lebenden Menschen mit Beeinträchtigungen beschreibt: (vgl. XXXX 
abgerufen am 30.04.2019) bzw. gründet sich diese Feststellung auch auf die Angaben der Sachbearbeiterin für 
Soziales, Jugend und Familie der Landeshauptstadt XXXX vom 20.02.2018 (vgl. AS 183). 
 

Die Höhe der Kosten der Unterbringung im "Wohnverbund XXXX ," und wer für diese Kosten in welcher Höhe 
aufkommt, ergeben sich aus den Angaben der Beschwerdeführerin in deren Stellungnahme vom 16.05.2019 an 
das Bundesverwaltungsgericht bzw. aus den von dieser übermittelten Bescheiden des Magistrates der 
Landeshauptstadt XXXX jeweils vom 17.09.2018, es sind dieser der Leistungsbescheid und der 
Beitragsbescheid. Insbesondere aus dem Leistungsbescheid ist zu entnehmen, dass "Wohnen" die der 
Beschwerdeführerin zuerkannte Hauptleistung ist. 
 

Der Zeitpunkt der gegenständlichen Antragstellung beruht auf dem Akteninhalt (vgl. AS 187). 
 

3. Rechtliche Beurteilung: 
 

Zu Spruchteil A) 
 

Die gegenständlich maßgeblichen Bestimmungen des Impfschadengesetzes (in der Folge ISchG) lauten 
auszugsweise: 
 

§ 1. Der Bund hat für Schäden, die durch eine Schutzimpfung auf Grund 
 

1. des bis zum 31. Dezember 1980 geltenden Bundesgesetzes über Schutzimpfungen gegen Pocken (Blattern), 
BGBl. Nr. 156/1948, oder 
 

2. einer behördlichen Anordnung gemäß § 17 Abs. 3 des Epidemiegesetzes 1950, BGBl. Nr. 186, oder 
 

3. des § 3 des Bundesgesetzes über Ausnahmen von der Impfpflicht gegen Pocken in den Kalenderjahren 1977 
und 1978, BGBl. Nr. 167/1977 bzw. des § 3 des Bundesgesetzes über Ausnahmen von der Impfpflicht gegen 
Pocken in den Kalenderjahren 1979 und 1980, BGBl. Nr. 563/1978, oder 
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4. des § 5 des Bundesgesetzes über die sanitätspolizeiliche Grenzkontrolle, BGBl. Nr. 15/1975, 
 

verursacht worden sind, nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes Entschädigung zu leisten. 
 

... 
 

§ 2. (1) Als Entschädigung sind zu leisten: 
 

a) Übernahme der Kosten für die Behandlung zur Besserung oder Heilung des Impfschadens: 
 

1. ärztliche Hilfe; 
 

2. Versorgung mit den notwendigen Arznei-, Verband- und Heilmitteln; 
 

3. Versorgung mit orthopädischen Behelfen; 
 

4. Pflege und Behandlung in Krankenanstalten und Kuranstalten in der allgemeinen Pflegegebührenklasse; 
 

5. die mit der Behandlung verbundenen unvermeidlichen Reise- und Transportkosten, erforderlichenfalls auch 
für eine Begleitperson; 
 

b) Übernahme der Kosten für Maßnahmen zur Rehabilitation unter sinngemäßer Anwendung der lit. a Z 1 bis 5; 
 

c) wiederkehrende Geldleistungen im gleichen Ausmaß wie die entsprechenden Geldleistungen nach dem 
Heeresversorgungsgesetz (HVG), BGBl. Nr. 27/1964 in der geltenden Fassung: 
 

1. Beschädigtenrente gemäß §§ 21 und 23 bis 25 HVG. Kann auf Grund des Alters, in dem die Schädigung 
erlitten wurde, keine Ausbildung gemäß § 24 Abs. 8 HVG festgestellt werden, ist die Bemessungsgrundlage 
entsprechend der Einstufung in den gehobenen Dienst (Entlohnungsschema I, Entlohnungsgruppe b samt 
Verwaltungsdienstzulage) und für Zeiträume nach dem 1. Jänner 1999 nach dem Entlohnungsschema v 
(Entlohnungsgruppe v2, Bewertungsgruppe v2/1) nach dem Vertragsbedienstetengesetz 1948-VBG zu 
errechnen; 
 

2. Pflegezulage gemäß § 27 HVG; 
 

d) im Falle des Todes des Impfgeschädigten infolge des Impfschadens Hinterbliebenenversorgung im gleichen 
Ausmaß wie die entsprechenden Leistungen nach dem Heeresversorgungsgesetz: 
 

1. Sterbegeld gemäß § 30 HVG; 
 

2. Witwenrente gemäß §§ 32 bis 34, 36 und 37 Abs. 1 HVG; 
 

3. Waisenrente gemäß §§ 32, 38 bis 41 HVG. 
 

(2) Abweichend von den in Abs. 1 lit. c und d angeführten Bestimmungen des Heeresversorgungsgesetzes ist 
 

a) Beschädigtenrente und Pflegezulage erst nach Vollendung des 15. Lebensjahres des Impfgeschädigten, 
 

b) für Impfgeschädigte vor Vollendung des 15. Lebensjahres an Stelle von Beschädigtenrente und Pflegezulage 
ein Pflegebeitrag in der Höhe von zwei Dritteln der sonst gebührenden Pflegezulage, 
 

c) für die Dauer einer zwei Monate überschreitenden Unterbringung in einer Krankenanstalt, einem Pflegeheim 
oder einer ähnlichen Anstalt, die mit der Gewährung der vollen Verpflegung verbunden ist, die Pflegezulage 
nicht und die Beschädigtenrente nur zu einem Viertel zu leisten. 
 

Im gegenständlichen Beschwerdefall ist aus rechtlicher Sicht zu beurteilen, ob die Unterbringung der 
Beschwerdeführerin im "Wohnverbund XXXX " zum Zwecke der Behandlung zur Besserung oder Heilung des 
Impfschadens erfolgt, wie dies im § 2 Abs. 1 ISchG normiert ist. Nur für die daraus anfallenden Kosten ist nach 
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dem ISchG, bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen, wie sie bei der Beschwerdeführerin gegeben sind, 
eine Entschädigung zu leisten. Die möglichen Entschädigungsleistungen für Dauerfolgen sind im § 2 ISchG 
taxativ aufgezählt. In Frage käme im Beschwerdefall eine Entschädigung nach im § 2 Abs. 1 lit a Z 4 IScHG, 
wonach die Pflege und Behandlung in Krankenanstalten und Kuranstalten in der allgemeinen 
Pflegegebührenklasse zu ersetzen sind. 
 

Daher ist in einem ersten Schritt zu prüfen, ob es sich bei der Unterbringung der Beschwerdeführerin im 
"Wohnverbund XXXX " um eine Pflege und Behandlung in einer Kranken- oder und Kuranstalt handelt. 
 

Im ISchG selbst ist keine Definition enthalten, was unter eine Kranken- bzw. Kuranstalt zu verstehen ist. Eine 
Definition findet sich jedoch im Bundesgesetz über Krankenanstalten und Kuranstalten (BGBl. Nr. 1 /1957 idgF 
BGBl. I Nr. 13/2019). 
 

Nach § 1 Abs. 1 leg. cit. sind unter Krankenanstalten (Heil- und Pflegeanstalten) Einrichtungen zu verstehen, die 
 

1. zur Feststellung und Überwachung des Gesundheitszustandes durch Untersuchung, 
 

2. zur Vornahme operativer Eingriffe, 
 

3. zur Vorbeugung, Besserung und Heilung von Krankheiten durch Behandlung, 
 

4. zur Entbindung, 
 

5. für Maßnahmen medizinischer Fortpflanzungshilfe oder 
 

6. zur Bereitstellung von Organen zum Zwecke der Transplantation 
 

bestimmt sind. 
 

Ferner sind nach § 1 Abs. 2 leg. cit. als Krankenanstalten auch Einrichtungen anzusehen, die zur ärztlichen 
Betreuung und besonderer Pflege von chronisch Kranken bestimmt sind. 
 

Krankenanstalten bedürfen nach §§ 3ff Krankenanstalten- und Kuranstaltengesetz für die Errichtung und den 
Betrieb einer Bewilligung durch die Landesregierung. 
 

Nachdem der "Wohnverbund XXXX ", wie aus den Feststellungen ersichtlich, keine medizinische Versorgung 
der BewohnerInnen vorsieht, sondern die BetreuerInnen lediglich bei externen Arztterminen behilflich sind, ist 
rechtlich davon auszugehen, dass dieser Wohnverbund keine Krankenanstalt im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. a Z. 4 
ISchG ist. 
 

Es gilt daher als nächsten Schritt zu klären, ob es sich beim "Wohnverbund XXXX " um eine Kuranstalt handelt. 
Nach § 42a Abs. 1 Krankenanstalten- und Kuranstaltengesetz sind Kuranstalten Einrichtungen, die der 
stationären oder ambulanten Anwendung medizinischer Behandlungsarten dienen, sie sich aus einem 
ortgebundenen natürlichen Heilvorkommen oder dessen Produkten im Sinne des Abs. 2 ergeben. Auch 
Kuranstalten bedürfen nach § 42b leg. cit. einer Betriebsbewilligung durch die Bezirksverwaltungsbehörde. 
 

Der "Wohnverbund XXXX " hat laut Eigenbeschreibung den Fokus auf "betreutes Wohnen", nicht jedoch auf 
einer stationären oder ambulanten medizinischen Betreuung der dort lebenden Menschen. Daraus ergibt sich 
rechtlich, dass diese Einrichtung auch nicht als Kuranstalt im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. a Z. 4 ISchG zu 
qualifizieren ist. 
 

Damit scheidet ein Ersatz der Kosten für die Unterbringung der Beschwerdeführerin im "Wohnverbund XXXX " 
nach § 2 Abs. 1 lit. a Z. 4 ISchG aus. 
 

In einem nächsten Schritt ist zu prüfen, ob die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 lit. b ISchG vorliegen, der 
vorsieht, dass auch die Kosten für Maßnahmen zur Rehabilitation unter sinngemäßer Anwendung der lit. a Z 1 
bis 5, zu entschädigen sind. 
 

Die Legaldefinition, was unter Rehabilitation zu verstehen ist, findet sich ebenfalls nicht im IScHG sondern im § 
172 Abs. 2 ASVG, BGBl. Nr. 189/1955 idgF BGBl. I Nr. 23/2019. Die Rehabilitation umfasst die im Rahmen 
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der Unfallbehandlung vorgesehenen medizinischen Maßnahmen, berufliche Maßnahmen und, soweit dies zu 
ihrer Ergänzung erforderlich ist, soziale Maßnahmen mit dem Ziel, Versehrte bis zu einem solchen Grad ihrer 
Leistungsfähigkeit wiederherzustellen, der sie in die Lage versetzt, im beruflichen und wirtschaftlichen Leben 
und in der Gemeinschaft einen ihnen angemessenen Platz möglichst dauernd einnehmen zu können. 
 

Das Ziel einer Rehabilitation ist nach dieser Definition kurz zusammengefasst die Wiederherstellung einer 
Eingliederung von Versehrten ins Erwerbsleben. Wie aus den Feststellungen ersichtlich, ist die 
Beschwerdeführerin seit 01.01.2016, vorerst bis zum 30.06.2016 wegen langer Versicherungsdauer, und ab dem 
01.07.2016 in Alterspension, und sie ist auch nicht mehr erwerbstätig. Maßnahmen zur Rehabilitation, im Sinne 
der Wiedereingliederung der Beschwerdeführerin in das Erwerbsleben, sind daher im konkreten Fall nicht 
erforderlich. Die Beschwerdeführerin selbst hat auch nie behauptet, dass sie mit der Unterbringung im 
"Wohnverbund XXXX " derartige Maßnahmen anstrebe. 
 

Hinzu kommt, dass auch bei Anwendung des § 2 Abs. 1 lit. b ISchG auf die Bestimmungen des § 2 Abs. 1 lit a Z 
1 bis 5 ISchG verwiesen wird, dh. dass die dort genannten Entschädigungsleistungen sinngemäß auch für 
Maßnahmen zur Rehabilitation anzuwenden sind. Auch hier käme aus den in § 2 lit. a ISchG aufgezählten 
Entschädigungsleistungen in konkreter Beschwerdesache allenfalls die Z 4 in Frage, und dazu wurde bereits 
rechtlich ausgeschlossen, dass es sich beim "Wohnverbund XXXX " um eine Kranken- oder Kuranstalt handelt. 
 

Somit liegen auch die Anspruchsvoraussetzungen nach § 2 Abs. 1 lit b ISchG im gegenständlichen 
Beschwerdefall nicht vor. Diese Rechtsansicht wird zudem auch dadurch untermauert, als aus dem von der 
Beschwerdeführerin in deren Stellungnahme vom 16.05.2019 vorgelegten Leistungsbescheid des Magistrates der 
Landeshauptstadt XXXX vom 17.09.2018 zu entnehmen ist, dass der Beschwerdeführerin nach dem Oö ChG 
"Wohnen in einer vollbetreuten Wohneinrichtung" zuerkannt wird, wobei "Wohnen" eine Hauptleistung ist. 
 

Wenn nun die Beschwerdeführerin in ihrem Antrag vom 17.03.2018 und in ihrer Beschwerde vom 13.06.2018 
ausführt, dass die Kostenübernahme nach § 2 Abs. 2 lit. c ISchG zu erfolgen hätte, so übersieht diese, dass im § 
2 Abs. 2 ISchG lediglich normiert wird, unter welchen Voraussetzungen die in den Absätzen 1 lit. c, das sind 
Beschädigtenrente und Pflegezulage, und lit. d, Arten der Hinterbliebenenversorgung im Falle des Todes des 
Impfgeschädigten, in Sonderfällen auszubezahlen sind. 
 

Auf Grundlage des § 2 Abs. 2 ISchG können keine Entschädigungszahlungen gewährt werden, die 
Rechtsgrundlage für derartige Zahlungen an Impfgeschädigte findet sich ausschließlich im § 2 Abs. 1 ISchG. So 
sieht auch der von der Beschwerdeführerin in ihrem Antrag vom 17.03.2018 als Rechtsgrundlage für die 
Übernahme der Kosten für die Unterbringung der Beschwerdeführerin im "Wohnverbund XXXX " 
herangezogene § 2 Abs. 2 lit. c ISchG vor, dass bei einer für die Dauer einer zwei Monate überschreitenden 
Unterbringung in einer Krankenanstalt oder einer ähnlichen Anstalt, die mit Gewährung einer vollen 
Verpflegung verbunden ist, die Pflegezulage nicht und die Beschädigtenrente nur zu einem Viertel zu leisten ist. 
Es werden in dieser Bestimmung daher ausschließlich Regelungen hinsichtlich der Ausbezahlung der 
Beschädigtenrente und des Pflegegeldes getroffen, nicht jedoch hinsichtlich einer Verpflichtung zur Übernahme 
von Kosten für eine Unterbringung in einer Anstalt mit voller Verpflegung, wie dies die Beschwerdeführerin 
vermeint. 
 

Zusammenfassend ist daher davon auszugehen, dass bei der Unterbringung der Beschwerdeführerin im 
"Wohnverbund XXXX " im betreuten Wohnen für Menschen mit Beeinträchtigungen nicht die Behandlung zur 
Besserung oder Heilung des Impfschadens im Vordergrund steht, sondern, wie die belangte Behörde im 
angefochtenen Bescheid richtig ausführte, die Schaffung einer Wohnsituation für die Beschwerdeführerin als 
Menschen mit Beeinträchtigungen, wobei zwar Betreuung rund um die Uhr vorhanden ist, jedoch ständige 
Pflege im medizinischer Sicht nicht im Vordergrund steht. Der "Wohnverbund XXXX " ist weder eine 
Krankenanstalt noch eine Kuranstalt. Da die Beschwerdeführerin bereits Alterspension bezieht und keiner 
Erwerbstätigkeit mehr nachgeht, kommen auch Maßnahmen der Rehabilitation nicht in Frage, wobei auch hier 
gilt, dass der "Wohnverbund XXXX " eben keine Kranken- oder Kuranstalt ist. 
 

Die Beschwerde war daher spruchgemäß abzuweisen. 
 

Zum Entfall einer mündlichen Verhandlung: 
 

Gemäß § 24 Abs. 1 VwGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies für erforderlich hält, von 
Amts wegen eine öffentliche mündliche Verhandlung durchzuführen. 
 

Gemäß § 24 Abs. 2 VwGVG kann die Verhandlung entfallen, wenn 
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1. der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die Beschwerde 
zurückzuweisen ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene 
Bescheid aufzuheben, die angefochtene Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und 
Zwangsgewalt oder die angefochtene Weisung für rechtswidrig zu erklären ist oder 
 

2. die Säumnisbeschwerde zurückzuweisen oder abzuweisen ist. 
 

Gemäß § 24 Abs. 3 VwGVG hat der Beschwerdeführer die Durchführung einer Verhandlung in der Beschwerde 
oder im Vorlageantrag zu beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu geben, binnen angemessener, 
zwei Wochen nicht übersteigender Frist einen Antrag auf Durchführung einer Verhandlung zu stellen. Ein 
Antrag auf Durchführung einer Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien zurückgezogen 
werden. 
 

Gemäß § 24 Abs. 4 VwGVG kann, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, das 
Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen 
lassen, dass die mündliche Erörterung eine weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten lässt, und einem 
Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten, BGBl. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union, Abl. 
Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen. 
 

Im vorliegenden Fall wurde eine Verhandlung vom Bundesverwaltungsgericht für nicht erforderlich erachtet, 
zumal für die Entscheidung über die vorliegende Beschwerde der maßgebliche Sachverhalt durch Aktenstudium 
des vorgelegten Fremdaktes, insbesondere auch der Beschwerde, zu klären war. Alle aus Sicht des 
Bundesverwaltungsgerichtes notwendigen Unterlagen befanden sich im verwaltungsbehördlichen Fremdakt. 
Ansonsten waren im gegenständlichen Fall ausschließlich rechtliche Fragen zu klären. Damit liegt ein 
besonderer Grund vor, welcher auch im Lichte der Rechtsprechung des EGMR eine Einschränkung des 
Grundrechts auf Durchführung einer öffentlichen mündlichen Verhandlung zulässt. Im Fall Faugel (EGMR 
20.11.2003, 58647/00 und 58649/00) wurde ein solch besonderer Grund, der von der Pflicht zur Durchführung 
einer Verhandlung entbindet, etwa dann angenommen, wenn in einem Verfahren ausschließlich rechtliche oder 
höchst technische Fragen zur Diskussion stehen. Dem Bundesverwaltungsgericht liegt auch kein 
Beschwerdevorbringen vor, welches mit der beschwerdeführenden Partei mündlich zu erörtern gewesen wäre 
und konnte daher die Durchführung einer mündlichen Verhandlung unterbleiben. 
 

Art. 6 EMRK bzw. Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union stehen somit dem Absehen von 
einer mündlichen Verhandlung gemäß § 24 Abs. 4 VwGVG nicht entgegen. Im vorliegenden Fall wurde darüber 
hinaus seitens beider Parteien eine mündliche Verhandlung nicht beantragt (vgl. VwGH 16.12.2013, 
2011/11/0180 mit weiterem Verweis auf die Entscheidung des EGMR vom 21.03.2002, Nr. 32.636/96). All dies 
lässt die Einschätzung zu, dass die mündliche Erörterung eine weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten 
ließ und eine Entscheidung ohne vorherige Verhandlung im Beschwerdefall nicht nur mit Art. 6 EMRK und Art. 
47 GRC kompatibel ist, sondern auch im Sinne des Gesetzes (§ 24 Abs. 1 VwGVG) liegt, weil damit dem 
Grundsatz der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis (§ 39 Abs. 2a AVG) gedient ist, 
gleichzeitig aber das Interesse der materiellen Wahrheit und der Wahrung des Parteiengehörs nicht verkürzt 
wird. 
 

Zu Spruchteil B) 
 

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses 
auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen. 
 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer 
Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung 
von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; 
weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu 
beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden 
Rechtsfrage vor. 
 

Konkrete Rechtsfragen grundsätzlicher Bedeutung sind weder in der gegenständlichen Beschwerde vorgebracht 
worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen. Das 
Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf Rechtsprechung des 
Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin klare Rechtslage stützen. 
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